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Was Bürger wollen 





oder  Gewerkschaften,  auch  nicht  für  Städte  und  Gemeinden,  sondern  für  Bürger.  Die  Bürger 
sollen deshalb nicht nur mitreden,  sondern auch mitgestalten und mitentscheiden. Dieses Ziel 
haben  sich  inzwischen  auch  die  klassischen  Akteure  der  repräsentativen  Demokratie  in  ihr 
Programm  aufgenommen.  Partizipation  ist  etabliert,  als  Prinzip‐  und  als  Prozess.  Die 
Möglichkeiten  unmittelbarer  Partizipation  sind  in  allen  Landes  und  Kommunalverfassungen 
ausgebaut worden. Dies ist ein Paradigmenwechsel in der deutschen Politik.  
Aus  dem  Dualismus  Politik  und  Verwaltung  wird  mehr  und  mehr  ein  Dreieck  Bürger  – 
Verwaltung  –  Politik,  klassisches  Regieren  und  Verwalten  wird  ergänzt  durch  umittelbare 
Demokratie jenseits des Staates. Hubert Heinelt (2008) nennt dies „partizipatives Regieren und 
Governance“.    Governance  ist  ein  Begriff  der  politikwissenschaftlichen  Literatur,  der  sich  seit 
etwa zehn Jahren zunehmender Beliebtheit erfreut.   




Regeln.  So  müssen  die  Bürger  akzeptieren,  dass  es  kommunalverfassungsrechtlich  der 
Gemeinderat das letzte Wort bei Entscheidungen hat.    
Die  Beteiligten müssen  umfassenden  Zugang  zu  Informationen, Wissen  und  zumindest  den 
Medien  haben,  die  es  ihnen  erlauben,  am  Meinungsbildungs‐  und  Entscheidungsprozess 
mitzuwirken.  Partizipation  dient  der  Kommunikation  zwischen  Bürgern,  Politikern  und 
Verwaltung, trägt zu Selbstbestimmung und Selbstverwirklichung der Bürger ebenso bei wie zur 
Kontrolle  und  Verteilung  von  Herrschaft.  Auch  das  Streben  nach  Identität  und  Identifikation 
spielt beim Prozess der Partizipation eine wichtige Rolle. 
Dass dies nicht nur theoretische und normative Aussagen sind, wurde im Saarland modellhaft 
im  Zukunftsprojekt  „Illingen  2030“  erprobt.  In  einem  umfangreichen  Beteiligungsprozess  mit 
über  700  Teilnehmern  erwiesen  sich  Bürge  als  Ideengeber  für  Politik  und  Verwaltung.  Die 
Partnerschaft zwischen Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung hat funktioniert, eine Reihe von 




Das  ist  Aufgabe  eines  strategischen  kommunalen  Managements.  Auch  Kunstprojekte  und 
Innovationen, die nicht dem Massengeschmack entsprechen, aber  für Alleinstellungsmerkmale 
sorgen können, sind nicht leicht zu realisieren.  
Dennoch  lohnt  sich  Partizipation.  Sie  stärkt  die  Legitimation  lokaler  Politik  und  erhöht  die 
Transparenz.  Deshalb  sollen  an  dieser  Stelle  einige  Erfahrungen  aus  dem  Illinger  Projekt 
dargestellt werden, weil sie sich auch auf andere Kommunen übertragen lassen.  
Bemerkenswert  war  die  Fülle  der  Ideen,  die  die  Bürger  einbrachten.  Dabei  gab  es  von 
punktuellen  Verbesserungen  in  den Ortsteilen  bis  zum Neubau  eines  Sport‐Leistungszentrums 
alle  Facetten  kommunalpolitischer  Anregungen.  Sie  betrafen  Modernisierung  von  Anlagen, 
Kooperationen,  Innovationen,  Frage  der  Zugänglichkeit  und  Barrierefreiheit,  der  sozialen 
Verantwortung,  der  Grundversorgung,  Umweltideen,  Einsparvorschläge,  Veranstaltungen, 
Marketing‐Aktionen und vieles mehr.  
Als positiv erwies sich, dass die Bürger durch transparente und umfangreiche Informationen 








































































































Mit  Bürgerbeteiligung  sind  viele  Hoffnungen  verbunden.  Sie  verspricht  idealerweise  mehr 
Transparenz,  eine  stärkere  Identifikationsbereitschaft  der  Bürger  mit  ihrem  Gemeinwesen 
(Holtkamp  2006:  185),  mehr  Zustimmung  für  die  Demokratie  und  ihre  Organisationsformen 
sowie gegenseitige Anerkennung. Aber es gibt auch negative Stimmen.  
Yannis  Papadopoulos  sieht  die  Gefahr,  dass  demokratisch  legitimierte  Politiker,  die  sich 
gegenüber  den  Bürgern  rechtfertigen  müssen  und  die  auch  abgewählt  werden  können,  in 
Governance‐Arrangements „in Konkurrenz mit anderen Akteuren [stehen], die nicht über diese 
demokratische  Legitimation  verfügen  (Experten)  oder  sich  lediglich  auf  sektor‐spezifische 





(Holtkamp  2006:  199). Man  solle  „das  Risiko  ernst  nehmen,  dass  Governance  die  Tendenz  zu 
einer demokratischen Elitenherrschaft zusätzlich verschärfen“ werde (Papadopoulos 2004: 220). 
Und  noch  eines  ist  realistischerweise  zu  berücksichtigen:  „die  zu  erwartenden 
Akteurswiderstände  und  die  sich  immer  weiter  verschärfende  kommunale  Haushaltskrise“ 
(Holtkamp & Bogumil 2007: 241). Gemünzt ist dies vor allem auf die politischen Partien und die 
Ratsfraktionen  einerseits  und  die  Einschränkungen  durch  die  Kommunalaufsicht  andererseits, 
die Verwaltungen und Räte binden. 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